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Anzeigen. 


Sans ſouei, den 2. Juli. Se. Majeſtät der König von 
Sachſen find auf Schloß Sansſouei eingetroffen. 


Berlin, den 4. Juli, Der bisherige Appellationsgerichts-Re⸗ 
ferendarius Zeigmeiſter zu Königsberg iſt zum Rechts⸗Anwalt bei 
dem Kreisgerichte zu Marggrabowna, mit Anweiſung ſeines Wohn⸗ 
ſitzes daſelbſt, und der Appellationsgerichts⸗Referendarius Kampf zu 
Lobſens zum Rechts⸗Anwalt bei dem Kreisgerichte zu Karthaus in 
Weſtpreußen, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Karthaus, ernannt 
worden. 


Der Königlich Sicilianiſche außerordentliche Geſandte und bevoll⸗ 
mächtigte Miniſter, Graf v. Grife o, iſt von Wien hier angekommen. 


Deutſchland. 


© Berlin, den 2. Juli. Geſtern wurde in Sansſonei ein 
Miniſterrath abgehalten, in welchem folgende höchſt wichtige Beſchlüſſe 
gefaßt wurden: 1) auf den Antrag Oeſterreichs für die Suspendirung 
der Union auf ſeine Anſprüche beim Frankfurter Congreß (Präſidial⸗ 
recht und Plenum) zu verzichten, nicht einzugehen, ſondern die Union 


aufrecht zu erhalten und fortzubilden; 2) eine energiſche Aufforderung 


an die ſchwankenden Unionsregierungen zu erlaſſen, daß ſie ſich über 
ihr Verhältniß zur Union definitiv zu erklären hätten. Die Aufforde⸗ 
rung hat zum Zweck, namentlich die beiden Heſſen zu einer beſtimm⸗ 
ten Erklärung zu noͤthigen, vermoͤge welcher fie, wenn ſie bejahend 
ausfiele, an die Union gebunden wären. Preußen hat es ſatt, ſich 
mit Phraſen abſpeiſen zu laſſen, und will wiſſen, ob es Unionsgenoſ— 
ſen hat oder nicht. Ein dritter Beſchluß, wonach vor der Hand das 
Proviſorium verlängert werden ſoll, wurde auf den motivirten An⸗ 
trag des Herrn v. Radowitz gefaßt, welcher von dem Definitivum des⸗ 
wegen abrieth, weil bei dieſem der Anſchluß der noch nicht beigetrete- 
nen Staaten mehr Schwierigkeiten haben würde. 

Deer nächſte Zweck des Beſuchs des Königs von Sachſen in 
Sansſouci ift, dem König von Preußen zu ſeiner Geneſung Glück zu 
wünſchen. Man kann ſich aber wohl denken, daß derſelbe auch eine 
politiſche Bedeutung hat, und die Freunde der Union ſchöpfen daraus 
gute Hoffnung für den vielleicht nicht mehr fernen Anſchluß Sachſens 
an die Union. r | 

Die Friedensverhandlungen mit Dänemark haben geſtern noch 
nicht zum Abſchluß geführt und ſind heute fortgeſetzt worden. Ein 
Hauptſtreitpunkt iſt die geſetzliche Autorität in den Herzogthümern. 
Im Ganzen ſcheint ſich Dänemark doch nachgiebiger zu zeigen, als 
man nach der unlängſt abgegebenen Erklärung erwarten konnte. 

Von der Stadt Berlin ſoll bekanntlich eine Adreſſe an den König 
gerichtet und demſelben durch eine große Deputation von mehr als 
100 Mitgliedern überreicht werden. Die Adreſſe ſoll eine Demonſtra⸗ 
tion gegen die Stadtverordneten und ihre eigenthümliche Adreſſe bei 
Gelegenheit des Attentats fein. 

Berlin, den 2. Juli. Lange iſt kein Tag ſo fruchtbarer 
Neuigkeiten geweſen, als der geftrige- Die Nachrichten, welche zur 
Kenntniß des Publikums gelangten, waren pikant und erregten ein 
ganz beſonderes Aufſehen. — Man wollte nämlich wiſſen, der König 
von Sachſen ſei auf Schloß Sansſouei eingetroffen; in Dresden ſei 
öſterreichiſche Einqartirung angemeldet, die Bewohner jedoch weigerten 
fich, dieſe aufzunehmen und hätten einmüthig beſchloſſen, im Falle daß 
Öfterreichifche Truppen einrücken ſollten, ſofort den Beiſtand des Kö⸗ 
nigs von Preußen anzurufen und ihn zu bitten, vom Lande Beſitz zu 
nehmen. — Ein Brief, der geſtern einem hieſigen, mir bekannten Kauf⸗ 
manne von ſeinem Sohne aus Dresden zuging, beſtätigt nicht nur dieſe 
preußenfreundliche Stimmung, ſondern es wird auch darin ausgeſpro⸗ 
chen, daß die Sachſen ſich feither, den Schritten der Regierung gegen⸗ 
über, würdevoll benommen und ſich in Alles gefügt hätten; die Zumu⸗ 
thung aber, Oeſterreicher aufzunehmen und zu beherbergen, hätte ſie ſo 
erbittert, daß fie zum Aeußerſten bereit und entſchloſſen wären. — Ebenſo 
geſchieht darin des Umſtandes Erwähnung, daß in Dresden und Leip⸗ 
zig die preußiſche Kokarde ſehr ſtark getragen werde, häufiger vielleicht 
wie in Berlin (2) — Ferner war geſtern die Nachricht allgemein ver⸗ 
breitet, daß der Separatfriede zwiſchen Danemark und Preußen ge⸗ 
ſchloſſen fei. 2 

Während die Demokratie alle möglichen Anſtrengungen macht, 
um die Gemeinderaths⸗Wahlen in ihrem Sinne zu betreiben, entwickelt 
auch die conſervative Partei, durchdrungen von der Wichtigkeit dieſes 
Inſtituts, eine außerordentliche Thätigkeit und der Wahlverein hat die 
Sache energiſch in die Hand genommen. — Die Bezirks⸗Vertrauens⸗ 
männer halten häufige Berathungen und unterziehen ſich ihrer aller⸗ 


dings ſchwierigen Aufgabe, ein Einverſtändniß herbeizuführen, mit an⸗ 


erkennenswerther Ausdauer. — Hat man nur erſt eine Einigung er⸗ 
reicht, d. h., hat man die verſchiedenen Bezirke, welche einen Wahlkör⸗ 
per bilden, mit dem Gedanken vertraut gemacht, daß eine Vertretung, 
wie wir ſie ſeither in jedem Bezirke durch die Stadtverordneten gehabt, 
nach der neuen Gemeinde-Ordnung nicht zuläſſig iſt, und daß es uns 
jetzt nur darauf ankommen muß, Männer unſerer Partei, — ganz ab⸗ 
geſehen von dem Bezirke, dem ſie angehören, in den Gemeinderath zu 
bringen, — dann glaubt man auch, ſiegreich aus der Wahlſchlacht her⸗ 
vorzugehen und für die Haupt und Reſidenzſtadt Berlin eine würdige 
Vertretung zu erhalten. — 

Dem Vernehmen nach findet die Wahl zum Gemeinderath Mitte 
Auguſt ſtatt. Von vielen Seiten iſt der Magiſtrat angegangen wor⸗ 
den, eine Verlegung des Termins zu veranlaſſen, weil in dieſer Zeit 
gerade ein nicht unbedeutender Theil von Gemeindewählern ſich auf 
Reiſen in Bädern befindet; es ſcheint jedoch nicht, daß dieſe Behörde 
ſich damit einverſtanden erklären werde, ſchon deshalb nicht, weil der 
Minifter von Manteuffel ihr aufgegeben hat, die Sache möglichft zu 
beſchleunigen. Außerdem ſoll dem Magiſtrat aber ſelber daran gelegen 
fein, daß der Gemeinderath fo bald wie möglich in Funktion trete, da⸗ 
mit ihm zur Deckung des Deficits von 340,000 Thlrn. noch Zeit 
bleibt, in dieſem Jahre eine Steuer auszuſchreiben und dieſe gleichzei⸗ 
tig einzuziehen. — Ob der Wahl- und Hülfsverein, der von hieſigen 
Vereinen beauftragt iſt, bei dem Miniſter v. Manteuffel eine Verlegung 
der Wahlen nachzuſuchen, dieſe erreichen wird, ſteht dahin. — Man 
hat in Erfahrung gebracht, daß die Demokratie alle Hebel anſetzen wird, 
um Konfuſion in die konſervative Partei zu bringen und ſo ihre Con⸗ 
didaten durchzuſetzen. 


p Berlin, den 2. Juli. Es hatte ſich das Gerücht von einer 
Conſtablerverſchwörung verbreitet. Die Wächter der öffentlichen Si⸗ 
cherheit, unzufrieden mit der neuen Anordnung, von jetzt an ſechsund⸗ 
dreißig Stunden hintereinander Dienſt zu thun, ſollten ſich nämlich 
verabredet haben, ihre Funktionen einzuſtellen oder ihre Poſten auf⸗ 
zugeben. Dies augenſcheinlich wahnſinnige Gerücht fand doch bei vie⸗ 
len Leuten ſo ſtarken Glauben, daß die Conſtabler an den Straßen⸗ 
ecken mit mehr als gewöhnlicher Neugier betrachtet wurden. — Eine 
merkwürdige Procedur wird gegenwartig hier vorgenommen. Man 
fängt nämlich von Polizeiwegen unter ärztlicher Aſſiſtenz alle Indivi⸗ 
duen ein, von denen es bekannt iſt, daß ſie an Verſtandesabweſenheit 
oder temporärem Wahnſinn leiden. 


Berlin, den 2. Juli. (B. N.) Die Prätenſionen Dänemarks 
bei den Vorſchlägen für den Separatfriedenſchluß mit Preußen werden 
in den däniſchen offleiöfen Organen aufrecht erhalten. Der Separat⸗ 
friedensſchluß findet ſchon im zweiten Abſatze des Artikels LA. der Bun⸗ 
desacte und im 48. Actikel der Schlußacte feine faſt unüberſteiglichen 
Hinderniſſe, weil kein Bundesglied, bei einmal erklärtem Bundes⸗ 
kriege, einſeitig Frieden ſchließen darf. Und dies gehört zum inneren 
materiellen Rechte des Bundes, nicht etwa zur aufgehobenen Bundes⸗ 
verfaſſungs⸗Organiſation. Wenn nun auch Oeſterreich hierbei geltend 
macht, daß der Krieg nur ein Exekutionsverfahren des Bundes gewe⸗ 
ſen ſei, ſo iſt doch die Exekution noch nicht durch Unterwerfung des 
erequirten Bundesgliedes (nämlich des Herzogs von Holſtein) been- 
digt worden. Dänemark hat ferner Preußen und Norddeutſchland 
überhaupt zur See angegriffen, und der Art. 36. der Schlußacte ſchreibt 
vor, daß in ſolchem Falle der geſammte Bund für kriegeriſch verletzt 
gilt. Daher iſt Oeſterreich durch das Belaſſen ſeines Geſandten in 
Kopenhagen ebenſo thatſaͤchlich aus dem deutſchen Bunde ausgetreten, 
als dies hypothetiſch durch den Centralſtaat vom 4. März geſchehen 
iſt. Ferner geht hieraus hervor, daß der Kriegszuſtand zwiſchen dem 
Geſammtbunde und Dänemark fortdauert, und daß alſo das einzelne 
Bundesglied keinen Separatfrieden ſchließen kann. Weiter verlangt 
Dänemark unbedingt, daß ihm nach jenem (im Bundesrechte vers 
ſagten) Separatfriedensſchluſſe der Angriff Holſteins ſeewärts wie 
landwärts freiſtehen müſſe, ja daß es überhaupt zur Bekämpfung der 
beiden Herzogthümer fremde Hülfe herbeirufen dürfe. Natürlich konnte 
Preußen dieſe Bedingungen nicht bewilligen, weil ſie über den ein⸗ 
fachen Separatfrieden hinaus in das Bundesverhältniß eingreifen, weil 
Preußen ferner ſchon als Bundesglied wie jedes andere, nicht Bun⸗ 
desland angreifen laſſen, noch weniger einen Angriff verabreden oder 
ſanctioniren durfte — — und weil es endlich, als fpeciell vom Bunde 
mit den Friedensunterhandlungen beauftragt, noch ganz beſonders 
dringende Pflichten hat, den Friedenszuſtand des Bundes, und vor⸗ 
züglich desjenigen Bundeslandes nicht ſelbſt verletzen zu helfen, um 
deſſen Schutz und Rechte ſich die geſammten Unterhandlungen bewe⸗ 
gen. Auch durch die Vorſtellung ſuchte Dänemark auf Preußen hiebei 
einzuwirken, daß Holſtein ſich gegen ſeinen Souverän auflehne, nach 
Bundesrecht aber (in Folge der Artikel 25. und 26. der Schlußakte) 
das aufrühreriſche Land durch Bundeshülfe zu unterwerfen fei, wenn 
die eigene Obrigkeit dies nicht zu thun vermöge. Dieſer Gründe willen 
müſſe alſo Preußen mindeſtens, nach den geheimen Artikeln der Waf⸗ 
fenſtillſtands⸗Convention, den Schutz für Holſtein zurückziehen und 
den Daͤnen, ſammt deren Freunden, freie Hand gegen Holſtein laſſen. 
Aber der Bund hat die Bundes⸗Exekution nicht gegen Holſtein ge⸗ 
ſchickt, ſondern gegen den däniſchen Angriff des Königs⸗Herzogs auf 
Holſtein; Holſtein hat der Bundes⸗Exekution hiebei namhaft und auf⸗ 
opfernd geholfen; es iſt nicht im Stande des Aufruhrs, ſondern ſteht 
unter der vom Bunde anerkannten proviſoriſchen Verwaltung der Statt⸗ 
halterſchaft. Und ſomit paſſen alle dieſe däniſchen Winkelzüge, Seiten⸗ 
ſprünge und gehäuften, dem Bundesrechte ſchnurſtracks zuwider lau⸗ 
fenden Forderungen und Vorſchläge an keinem Punkte. 


Berlin, den 3. Juli. (Berl. N.) In der deutſchen, weiteren 
Bundes» Derfajjungs- Angelegenheit einigen ſich jetzt mancherlei Vor⸗ 
ſchläge von mehreren Seiten auf die zwei Punkte hin, daß ein Staa⸗ 
ten⸗Kollegium durch die Bevollmächtigten aller deutſchen Staaten als 
geſetzgebende, beſchließende Behörde gebildet werden möge. Daneben 
eine Exekutivbehörde aus einem Bevollmächtigten Preußens und einem 


Bevollmächtigten Oeſterreichs. Beide Staaten ſollen aber nur im 
Staaten⸗Kollegium eine mitbeſchließende Stimme führen, wogegen die 
Exckutio⸗Behörde dieſem Kollegium unbedingt folgſam fein ſoll. Von 
materiellen Rechtsverhältniſſen in Deutſchland iſt dieſem Vorſchlage 
noch nichts hinzugefügt. — Das „Correſpondenz⸗Büreau“ enthält, 
wie es ſagt, aus glaubhafter und unterrichteter Duelle, folgende Mit⸗ 
theilung: Die hier ſtattgehabten Berathungen, welche die deutſche An⸗ 
gelegenheit, vorzugsweiſe aber eine Verſtändigung zwiſchen Wien und 
Berlin herbeiführen ſollten, haben ein beſtimmtes Reſultat bis jetzt 
nicht gehabt. Oeſterreich ſuchte Preußens Aufmerkſamkeit auf ein Pro⸗ 
tektorat im nördlichen Deutſchland hinzuweiſen, und verlangte poſitiv 
als Hauptbaſis der Verſtändigung kein Weitervorgehen in Unions⸗ 
Angelegenheiten. Wollte Preußen hierauf eingehen, ſo giebt man un⸗ 
ter der Hand zu verſtehen, daß Oeſterreich dem Abſchluß von Militär⸗ 
und anderen Konventionen aller Art mit den kleineren norddeutſchen 
Staaten nichts in den Weg legen werde, und daß es ſofort bereit ſein 
werde, für die Bundes⸗ Angelegenheiten, mit Umgehung der jetzt in 
Frankfurt in Ausſicht ſtehenden Beſchlüſſe, ein Interim mit zu begrün- 
den, in welchem proviſoriſch Preußen und Oeſterreich allein ſtimmfüh⸗ 
rend die Bundes- Angelegenheiten verwalteten. Man hat pure auf 
dieſe Propoſitionen einzugehen, ſich Seitens Preußens nicht bereit er⸗ 
klärt. Rückäußerungen und Modifikationen werden von Wien aus 
noch erwartet. Was das Vorgehen mit der Union betrifft, ſo iſt man 
hier ſehr zweifelhaft, ob man im gegenwärtigen Augenblicke bei einer 
Einberufung des Parlaments mit Vorſchlägen zur definitiven Geſtal⸗ 
tung der Union auftreten ſoll, oder ob man, in Rückſicht auf den Ab⸗ 
fall der beiden Heſſen, Vorlagen einzubringen hätte, die Modifikationen 
einiger Punkte und Verhältniffe in der Unionsverfaſſung beantragten. 
— Von anderer Seite wird demſelben Blatte die Nachricht, daß vor⸗ 
geſtern im Miniſterrath beſchloſſen ſei, vorläufig von der definitiven 
Geſtaltung der Union abzuſtehen. Hr. v. Radowitz ſoll ſich gegen 
die definitive Einführung für jetzt ausgeſprochen haben, und Hr. v. 
Manteuffel, bei Vertheidigung der gegentheiligen Anſicht, über⸗ 
ſtimmt worden ſein. — Die Mittheilung mehrerer Blätter, daß der 
direkte Vortrag des Polizei-Präfidenten von Berlin bei Sr. Majeftät 
erſt nach dem März 1848 eingeführt worden ſei, iſt unrichtig. Auch 
Hr. v. Minutoli erſtattete bereits vor dem März direkt an Se. Maj. 
Bericht. — Se. Maj. der König von Sachſen iſt geſtern mit dem 
Zuge um 14 Uhr aus Dresden hier eingetroffen, und fogleich nach 
Schloß Sansſouci weiter gefahren. In der Begleitung Sr. Maj. be⸗ 
findet ſich nur ein Offizier. — In der geſtrigen Sitzung des provi⸗ 
ſoriſchen Fürſten⸗Kollegiums wurde zunächſt Seitens des Vorſitzenden 
angezeigt, daß die Vorlage wegen der in Folge des bevorſtehenden Ab⸗ 
laufs des Proviſoriums zu ergreifenden Maßregeln, in der nächſten 
Sitzung erfolgen werde. Hierauf wurden, in Ausführung der in frü⸗ 
hern Sitzungen gefaßten Beſchlüſſe Seitens mehrerer Regierungen, die 
in deren Staaten geltenden Wahlgeſetze und Beſtimmungen über die 
Rechtskraft von Erkenntniſſen auswärtiger Gerichte mitgetheilt. Den 
Schluß der Sitzung machte ein ausführlicher Bericht des politiſchen 
Ausſchuſſes über die zu erlaſſende Antwort auf die k. ſächſiſche Erklä⸗ 
rung vom 25. Mai d. J., den Austritt Sachſens aus der Union be⸗ 
treffend, jo wie auf die Erlaſſe derſelben Regierung, bezüglich ihrer 
Renitenz gegen das Bundesſchiedsgericht. — Die Warſchauer Kon⸗ 
ferenz beginnt ihre Früchte zu tragen, und zwar nach dem entſchieden 
erklärten Wunſch des Kaiſers von Rußland, im Sinne des Friedens 
und der gegenſeitigen Verſtändigung. Wir überlaſſen andern Blät- 
tern, ſich mit den bei einigen dortigen Rencontres gefallenen Worten 
zu beſchaftigen, und halten uns nur an das Hauptergebniß: Rußland 
wollte den Frieden des Kontinents dauernd befeſtigt ſehen, und nicht 
geſtatten, daß er um untergeordneter Fragen willen, namentlich nicht 
wegen der Rivalität einzelner Mächte, gebrochen oder gefährdet würde, 
und zwar aus dem einfachen Grunde, weil ein ausbrechender deutſcher 
Krieg unmittelbar einen europäiſchen nach fich ziehen müßte, der dann 
die unendlichen Bemühungen der Diplomatie, zur Begründung eines 
feſten Zuſtandes in Europa, mit einem Schlage wieder vernichten 
würde. Sollte unter dieſen Umſtänden wohl Deutſchland ein beſon⸗ 
deres Intereſſe haben, ſich gegenſeitig im Bruderkampfe zu zerfleiſchen, 
und ſeiner beſten und vielleicht letzten Kräfte zu berauben? Wer wagt 
dies zu behaupten? So ſind denn die deutſchen Angelegenheiten in 
Warſchau im Sinne des Kontinentalfriedens und der allgemeinen Si⸗ 
cherſtellung der europäifchen Zuſtände beſprochen und vertreten worden, 
und gewinnen dort auch allerdings ein anderes Licht, als wenn man 
fie allein in der untergeordneten Stellung der Union behandelt; Preu⸗ 
ßen iſt dort auch nicht als Haupt der Union, ſondern als europaͤiſche 
Großmacht erſchienen. Dieſelben Geſichtspunkte find denn auch in dem 
vielbeſprochenen Miniſterrath von vorgeſtern maßgebend und entſchei⸗ 
dend geweſen: Preußen wird nichts thun, was den Frieden irgendwie 
gefährden könnte, und wird die Verhandlungen mit den übrigen Mäch⸗ 
ten auf der Baſis gegenſeitiger Verſtändigung weiter führen, fo daß 
ſie nach wie vor in den Händen der Diplomatie bleiben. Die Union 
wird deshalb noch zu keinem Definitivum geführt werden, ſondern man 
wird zuvörderſt die allgemeinen deutſchen und europäiſchen Zuſtände 
ordnen, und fie als einen kleineren Bund innerhalb derſelben beſtehen 
laſſen; denn wohl zu bedenken, Preußen in feiner europäiſchen Stel⸗ 
lung als Großmacht wird immer den Vorrang behaupten vor dem 
Preußen, welches in den deutſchen Verhältniſſen als Haupt der Union 
auftritt, und dieſes Bundeshaupt wird feine Beſchlüſſe und Entſchlüſſe 
ſtets nach ſeiner europäiſchen Stellung zu bemeſſen haben. — Nach 
der „N. Preuß. Ztg.“ wäre der Friede mit Dänemark bereits abge⸗ 
ſchloſſen. Dies Blatt meldet nämlich: Vorgeſtern in einer Konferenz 
(von 7 bis 12 Uhr Abends) im Miniſterium der auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten — welcher beiwohnten der Minifter Freiherr v. Schleinitz, 
der engliſche Geſandte, Graf Weſtmoreland, der übrigens allen voran⸗ 
gegangenen Verhandlungen, als der Bevollmächtigte der vermittelnden 
Macht, beigewohnt hat, der dieſſeitige Kommiſſarius, Hr. v. Uſedom, 
und die dänifchen Bevollmächtigten, die Herren v. Pechlin, v. Rheedz 
und v. Quaade — wurde das Inſtrument abgefaßt und unterſchrieben, 


dem 


welches den Frieden zwiſchen Preußen (Namens des deutſchen Bun⸗ 
des) und Dänemark herſtellt. — Dem Vernehmen nach, find die 
Bedingungen des däniſchen Friedens dahin feſtgeſtellt worden, daß 
Holſtein in ſeinem Vethältniß zum deutſchen Bunde bleibt, Schleswig 
aber in ein näheres Verhältniß zur daͤniſchen Geſammtmonarchie tritt, 
ohne gerade derſelben einverleibt zu werden. Da alsdann Holſtein, 
als Glied des deutſchen Bundes, 2 rieg ſelbſtſtändig mit Dä⸗ 
nemark anfangen kann, ſo werden die geeigneten Maßregeln verabredet 
werden, um einen etwaigen Einbruch der holſteinſchen Armee in 
Schleswig 10 hindern. 
8 iſt uns ein falſcher Einthaler-Kaſſenſchein zu Ge⸗ 
ſicht cr welcher in der Provinz Sachſen ſaiſirt worden iſt, und 
hnliche dort mehrfach curſiren ſollen. Derſelbe iſt am leichteſten 
zu erkennen an der verkehrten Stellung der Ziffer 6 in den Worten 
„nach dem Münzfuße von 1764.“ Die Ziffer ſieht aus wie ein curſiv 
geſchriebenes lateiniſches 4. 10 i 
— Bekanntlich geftattet der $. 168. der Gewerbe⸗Ordnung vom 
17. Januar 1845 in weiſer Würdigung der wechſelvollen Verſchieden⸗ 
heit lokaler Zuſtände, daß die Vorſchriften der Tit. VI. und VII. der 
Gewerbe⸗Ordnung in Anſehung der Innungen, ſo wie der Geſellen, 
Gehüͤlfen und Lehrlinge für alle oder für einzelne Arten von Gewerken, 
unter den im 8.170 feſtgeſetzten Beſchränkungen durch Ortsſtatuten 
nach den beſonderen Platzverhältniſſen geregelt werden können. Es iſt 
deshalb bereits früher gemeldet, daß der hieſige Magiſtrat ſolche Orts⸗ 
ſtatuten entworfen, und ſie der Regierung in Potsdam zur Begutach⸗ 
tung überſendet habe. Die Regierung hat ſich mit denſelben durchweg 
einverſtanden erklärt und ſie demnächſt an das Miniſterium zur Beſtä⸗ 
tigung eingereicht. In Folge deſſen ſind die Statuten nun auch den 
hieſigen Gewerken zugegangen, um ſie in ähnlicher Weiſe, wie die 
Normal⸗Innungs⸗Statuten, ihrer Reviſion zu unterziehen. Der In⸗ 
halt dieſer Ortsſtatuten iſt gleichſam eine Art adminiſtrativer Caſuiſtik. 
Es werden die beftritteuften Verhältniſſe unſerer Gewerbe darin auf 
feſte und beſtimmte Normen zurückgeführt. Dahin gehört vor allem 
die Kündigung des Arbeitsverhältniſſes. Wer mit dem Ge⸗ 
werksleben vertrauter iſt, weiß, daß hier eine unverſiegbare Quelle des 
Haders und Streites ſprudelt: bald hat der Meiſter, bald der Geſelle 
nicht zur rechten Zeit gekündigt, bald iſt die Kündigungsfriſt 8 bis 14 
Tage, bald zankt man ſich um Akkordarbeit, bald um Tagearbeit, bald 
behauptet der Meiſter, der Geſelle ſei ihm weggegangen, bald der Ge⸗ 
ſelle, der Meiſter habe ihn weggeſchickt. Alle dieſe Streitigkeiten wer⸗ 
den nur dadurch geſchlichtet, daß die Statuten für die befonderen Ver⸗ 
hältniſſe jedes Gewerks beſondere Beſtimmungen in Bezug auf die 
Kündigungen vorgeſchlagen, alſo die Verhältniſſe nach den Bedürf⸗ 
niſſen individualiſiren, während die bisherigen Geſetze ſie generaliſirten. 
Die einzelnen Beſtimmungen ſind ſehr mannigfach: die Statuten zäh⸗ 
len eilf verſchiedene einzelne Gruppen von Gewerken auf. In welcher 
Weiſe dabei individuellen Verhältniſſen Rechnung getragen iſt, beweiſt 
der Umſtand, daß z. B. Schneidergeſellen in den letzten 14 Tagen vor 
Oſtern, Weihnachten und Pfingſten nur mit Erlaubniß der Meiſter 
kündigen dürfen, Ein anderer wichtiger Punkt betrifft die gewerb⸗ 
liche Controlle über die Gehülfen. Dieſe ward bisher durch Con⸗ 
trollzettel gehandhabt, die aber nur einen ungenügenden Anhalt dar⸗ 
boten und ſo überſchritten wurden. Jetzt iſt ein geordnetes Coutroll⸗ 
bücherweſen vorgeſchlagen, welches ſowohl für Innungs⸗Angehörige 
als Nichtinnungs⸗Angehörige gilt, und bedeutende Geldſtrafen im Be⸗ 
tretungsfalle hinter ſich hat. Ein letzter ſehr wichtiger unkt find die 
Kaſſenverhältniſſe der Geſellen⸗Kranken⸗, Sterbe⸗ und Unterſtüz⸗ 
zungs⸗Kaſſen ze. In dieſen Einrichtungen war ebenfalls durch die 
neueren Verhältniſſe eine große Verwirrung gekommen. Man hatte 
kein eigentliches Recht, die Geſellen zum Beitritt zu Geſellen⸗ oder 
Innungs⸗Kaſſen zu nöthigen; dieſe innungsmäßigen Inſtitute zerfie⸗ 
len, in Folge deſſen, immer mehr, und die Geſellen wendeten ſich an⸗ 
dern Einrichtungen zu, wobei oft der Wohlthätigkeitsſinn nur politiſche 
Zwecke verdeckte. Erkrankten dann aber die Geſellen, ſo fielen fie der 
Commune zur Laſt. Dies regelt nun auch das Ortsitatut, indem es 
dem: Beitritt zu den Krankenkaſſen als eine ganz allgemeine Zw angs⸗ 
pflicht feſiſßtellt. Jeder hier arbeitende Geſelle, fremd oder einheimiſch, 
er mag bei einem Innungs; oder einem Nichtinnungsmeiſter arbeiten, 
iſt verpflichtet, den hier bereits beſtehenden, oder noch zu errichten 
den Gehülfen⸗Kranken⸗, Sterbe⸗ oder Unterſtützungskaſſen beizutreten, 


und denſelben ſo lange, als er ſich im Geſellenſtande befindet, als 


Mitglied anzugehören. Mit dieſer Pflicht correſpondirt dann die zweite 
des Meiſters, die ae denGgeſellen, vorbehaltlich des Abzugs 
vom Lohn, 0 Kaſſe zu entrichten. baute iſt auch in Betreff der 
Lehrlings⸗Verhältniſſe Verſchſedenes beſtimmt, und namentlich 
wichtig, daß die Innung auch über die Lehrlinge der nichtinnungsan⸗ 
aebsrigen abe beben die Aufſicht führt. — Das ganze Orts⸗ 
n, ee ui ee W 
9 — Auf dem Bürcau des hieſigen Vereins zur Centraliſation deut⸗ 
ſcher Auswanderung und Coloniſation 8 e in den letzten 8 Ta⸗ 
gen nicht weniger als drei franzöſiſche Geſellſchaften gemeldet, welche 
in verſchiedenen Theilen Amerikas colonſſiren wollen, und dazu die 
N des Vereins in Anſpruch nehmen, um für ihre Anſiede⸗ 
lung deutſche Coloniſten zu gewinnen. Kurz vorher hatten zwei eng⸗ 
lische Geſellſchaften dem Verein ihre Statuten eingefandt, ebenfalls 
ſeine Vermittlung nachſuchend. Wie wir hören, wird der Verein das 
Intereſſe der deutſchen Coloniſations⸗Geſellſchaften gebührend zu wah⸗ 
den wiſſen, und dafür Sorge tragen, daß die deutſchen Auswanderer 
nicht, wie bisher, von Speculanten, und zumal von fremden Speeu⸗ 
lanten, ausgebeutet werden. 36010 70 220 
Potsdam, den 30. Juni. (B. N.) Geſtern mit den verſchie⸗ 
denen Vormittags ⸗Eiſenbahnzügen kamen von Berlin an: Se. k. H. 
der Prinz Adalbert von Preußen, und früher General Wrangel mit 
vielen hohen Offizieren, und der Polizei⸗Präſident v. «Hindeldey. Die⸗ 
ſelben fuhren nach Kl.⸗Glienicke, um Sr. k. H. dem Prinzen Karl von 
Preußen, wegen Seines geſtrigen hohen Geburtstages, ihre Glückwün⸗ 
ſche datzubringen. Auf dem ſchönen Havelbecken am Park des Prin⸗ 
zen Karl wurden alle prinzlichen Barken und Schiffe mit bunten Wim⸗ 
peln und Flaggen geſchmuͤckt. Bon Zeit zu Zeit ertönten Kanonen⸗ 
chüſſe von der Fregatte und vom Lande her. Gegen Abend begann 
die Feſtfeier in der feſtlich dekorirten Gartenreſtauration des prinzlichen 
Hoftralteur Herrn Harrach, mit der Aufführung einer ſchönen Garten⸗ 
muſtt. Wurde auch die zahlreiche Geſellſchaft, die ſich dort verſammelt 
hatte, nach 6 Uhr durch einen heftigen Gewitterregen etwas geſtört, 
ſo wurde doch der Himmel ſpäter wieder klar und die ſchoͤne Illumi⸗ 
nation des oberen Gartens mit Trausparents und chineſiſchen Later⸗ 
nen machte bei einbrechender Dunkelheit eine herrliche Wirkung. Im 
Garten des Prinzen ſprang die Löwenfontaine. Heute um 10 Uhr be⸗ 
gaben ſich JJ. MM. der König und die Köuigin nach der Hof» und 
Garniſonkirche und wohnten dort dem Gottes dienſt bei. Nach dem⸗ 
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felben, um 11 Uhr, nahm Se. Maj. der König zum erſtenmale feit 
ſeiner erfreulichen Wiederherſtellung die Kirchenparade ab und zwar 
diesmal den beiden Grenadier- und dem einen Füſelierbataillon des 
erſten Garderegiments zu Fuß, welche in ihren rothen Paradeblech⸗ 
mützen einen glänzenden Anblick gewährten. Der König war umgeben 
von den anweſenden Prinzen des k. Hauſes, Prinzen Karl, Prinzen 
Albrecht und Prinzen Albert KK. HH. und einer glänzenden Suite 
von Generalen, unter welchen auch der General Wrangel bemerkt 
wurde. Der König, deſſen Wohlausſehen allgemeine Freude erweckte, 
ging zuvörderſt mit Gefolge au der Front des Regiments herab und 
ließ darauf das Regiment zweimal im Parademarſch an ſich vorüber 
marſchiren und zwar das erſte Mal in Zügen, das zweite Mal in 
Bataillonscolonne. Die ſchöne Regimentsmuſik belebte die Scene. 
J. M. die Königin, umgeben von Prinzeſſinnen und Hofdamen, ſah 
dem impoſanten Schaufpiel aus den Eckenfenſtern des Schloſſes zu. 
Heute Mittag iſt große Tafel am Hofe, wozu viele Einladungen, wie 
man vernimmt, bis einſchließlich zum Hauptmann des erſten Garde 
regiments zu Fuß, erlaſſen ſind. — Geſtern wurden durch öffentlichen 
Ausruf diejenigen Landwehrmänner, welche den Feldzug in Baden 
mitgemacht hatten, aufgefordert, heute auf der Garniſonsplantage die 
großherzoglich badiſche Feldzugsmedaille zu empfangen, was auch heute 
geſchehen iſt. Das Geprisge dieſer Medaille iſt ſehr ſchön und die 
Embleme derſelben ſind einfach und bezugreich. 

＋ Breslau, den J. Juli. Die hieſigen Schwurgerichtsſitzungen 
betrafen bis jetzt nur gewöhnliche Diebſtähle und einen Raubanfall. 
Intereſſanter in juriſtiſcher Beziehung war jedoch die heutige Verhand⸗ 
lung. Der Angeklagte geſtand nämlich das ihm zur Laſt gelegte Ver⸗ 
brechen (des vierten Diebſtahls) zu, behauptete jedoch, in trunkenem 
Zuſtande geweſen zu fein. Auf Grund dieſes Bekenntniſſes hielt der 
Vorſitzende die Zuziehung der Geſchworenen für unzuläſſig, der Ver⸗ 
theidiger beantragte jedoch nach dem auf lebenswierige Zuchthaus⸗ 
ſtrafe lautenden Antrage des Staatsanwalts die Freiſprechung des 
Angeklagten, weil die Geſchworenen nur dann ausgeſchloſſen werden 
dürfen, wenn das Bekenntniß des Angeſchuldigten als richtig ange⸗ 
nommen wird ($- 98 der Verordn. v. 3. Jan. 1849). Hatte er aber 
das Verbrechen in der Trunkenheit begangen, fo war er nach den beſte⸗ 
henden Geſetzen ſtraflos, da ihm nicht nachgewieſen worden, daß er ſich 
vorfäglich oder aus grober Fahrläſigkeit in jenen Zuftaud verſetzt hätte. 
Nach einer heftigen Debatte zwiſchen der Staatsanwaltſchaft und der 
Vertheidigung erkannte der Gerichtshof nach dem Antrage der erſteren, 
worauf letztere die Nichtigkeitsbeſchwerde einlegen wird. — Ein Preß⸗ 
Prozeß, an welchem das Publikum einigen Antheil nahm, wurde in 
der achten Sitzung des Liegnitzer Schwurgerichts verhandelt. Ange: 
klagter war Karl Otto Cunerth, der Redakteur der als politiſches Or⸗ 
gan eingegangenen „Sileſia“. Demſelben wurde zur Laſt gelegt, durch 
einen in ſeinem Blatte aus der neuen Deutſchen Zeitung abgedruckten 
Artikel das Staatsminiſterium beleidigt zu haben. Die namentlich zur 
Begründung der Anklage hervorgehobenen Stellen lauten: 1) „Im 
gemeinen Leben giebt ein ſolches Benehmen nachgerade keinen Anſpruch 
auf Achtung und Anerkennung eines ehrenhaften Charakters“. 2) 
„Muth der Inkonſequenz und prinzipielle Wortbrüchigkeit ſind die Ten⸗ 
denz des Miniſteriums“ 3) „Der ganz jämmerliche Streit der Kreuz⸗ 
zeitung und der Deutſchen Reform war eine abgekartete elende Gau⸗ 
kelei, um die liberale Deutſche Geſinnung Manteuffels auf Koſten Ger⸗ 
lachs hervorzuheben und dadurch das Publikum zu berücken, reſp. 
hinter's Licht zu führen.“ Cunerth erklärte ſich für nicht ſchuldig, weil 
er nur die Sache angegriffen, nicht aber die Perſonen beleidigt habe. 
Die Vertheidigung fuchte auszuführen, daß in jedem konſtitutionellen 
Staate derartige Angriffe auf das Miniſterium zuläſſig und erlaubt 
ſeien. Die Geſchworenen verneinten die Frage, ob der Angeklagte die 
böswillige Abſicht gehabt habe, das Staatsminiſterium zu beleidigen, 
mit 7 gegen 5 Stimmen und der Angeſchuldigte wurde freigeſprochen. 

Unter den neugebildeten Wohlthätigkeitsvereinen Breslaus darf 
einer vorzüglich mit frohen Erwartungen begrüßt werden. Lange und 
Vieles iſt ſchon darüber geſprochen worden, daß die Unzweckmäßigkeit 
der meiſten beſtehenden Vereine dieſer Art mehr Schaden als Nutzen 
anrichtet, indem ſie die Spenden der Barmherzigkeit zwar konzentriren, 
aber auf zu viele Punkte, und indem ſie ohne gegenſeitige Beziehungen 
ganz iſolirt verfahren, auf dieſe Weiſe eine Organiſation der nöthigen 
Hülfe nicht aufkommen laſſen, viel Geld auf Vereinskoſten verbrauchen 
und den Reſt bei theilweiſe unverſtändiger Verwaltung oft keineswegs 
paſſend den Bedürfniſſen entſprechend verwenden, wozu auch ihre Un⸗ 
bekanntſchaft mit dem Proletariat ſelbſt Vieles beiträgt. Dieſen Uebel⸗ 
ſtänden abzuhelfen, hat man ſchon lange die Errichtung von Bezirks⸗ 
vereinen projektirt, deren Zweck auf Förderung der Wohlfahrt aller 
Bezirksbewohner gerichtet iſt. Wie ſehr durch dieſe Beſchränkung der 
Thätigkeit größere Erfolge derſelben geſichert werden, iſt durch die Praxis 
in anderen Ländern ſchon längſt in volles Licht geſetzt worden, denn ge⸗ 
naue Kenntniß der Bedürftigen, ſowie häufigere Zuſammenkünfte und 
genauere Bekanntſchaſt der Vereinsmitglieder untereinander wird durch 
jene Eintheilung gleich ſehr befördert, und dennoch viel Zeit erſpart. 
In dieſen Tagen iſt nun auch bei uns das erſte derartige Inſtitut in's 
Leben getreten, und zwar ein „Hülfsverein für den weſtlichen Theil des 
Schweidnitzer Anger Bezirkes“, deren Vorſtand mehrere intelligente 
Männer der höheren Stände in ſich begreift und deshalb zu Hoffnun⸗ 
gen auf eine ſegensreiche Wirkſamkeit wohl berechtigen mag. 

Ratibor, den 29. Juni. Die Disciplinar-Unterſuchung wider 
Kirchmann und Genoſſen, die im Februar d. J. eingeleitet ward, 
zieht ſich in die Länge. Jetzt wird von dem Obertribunal in dieſer 
Sache ſchon das dritte Reſolut gemacht. . 

Königsberg, den 29. Juni. Die „N. K. Ztg.“ empfiehlt 
beim Abſchied von ihren Leſern denſelben, als Organ der Volkspar⸗ 
tei, die Berliner Abendpoſt. 

Aus dem Osnabrückſchen, den 26. Juni. Dem Schwur⸗ 
gerichte zu Osnabrück ſteht die Entſcheidung eines Rieſ enprozeſ⸗ 
ſes, wegen Betruges, bevor. Die Kläger ſind gegen fünfhundert, 
ehemals dem fürftlichen Haufe Bentheim im Eigenbehörigkeitsverhält⸗ 
niß untergebene Bauern, welche behaupten, durch die Domainenver⸗ 
waltung, beziehentlich Rentmeiſter jenes Hauſes in den Jahren 1848 
und 1849 zur Abſchließung für fie nachtheiliger Ablöſungsverträge 
verleitet zu ſein, indem man ihnen bei Vollziehuung jenes Geſchäfts 
wiſſentlich die Wahrheit entſtellt habe. Der Zweck der Kläger iſt, den 
angeſchuldigten Betrug zu konſtatiren, dadurch die Seitens der fürft- 
lich bentheimſchen Domänenverivaltung hartnäckig verweigerte Aufhe⸗ 
bung der fraglichen gravirlichen Verträge zu erwirken und wider das 
Haus Bentheim wegen der bereits durch geleiſtete Zahlung erfüllten 
Verträge die condictio indebiti zu begründen. Sechszehn Denun⸗ 
ciationen wider einen jener Rentmeiſter find. bereits durch Vermittlung 
des Senators Brill hierſelbſt (des Entdeckers dieſer Angelegenheit) er⸗ 
pedirt; derſelbe hat ſich zur koſtenfreien Expedition fernerer, durch ihn 


unter feiner Verantwortlichkeit verfaßten und gedruckten Denunciatio⸗ 
nen erboten. 

Schwerin, den 29. Juni. (Berl. N.) Die, Mecklenb. Itg.“ 
veröffentlicht ein vom 26. Juni datirtes Geſetz zum Schutz gegen Miß⸗ 
brauch der Preſſe. Aufforderung zu Verbrechen und Vergehen, Belei⸗ 
digung des Großherzogs und des großherzogl. Hauſes, Angriff auf 
die Landesvertretung, Aufforderung zum Ungehorſam, Erregung fal⸗ 
ſcher Gerüchte, Aufreizungen, Drohungen, Angriffe auf die Religion 
und Sittlichkeit, Angriff auf auswärtige Regenten und Staaten, Ver⸗ 
letzung der Achtung gegen die Staatsbehörden, Verläumdung, Schmä⸗ 
hung und Beleidigung einzelner Perſonen, find die einzelnen möglichen 
Vergehen der Preſſe, die mit ziemlich ſtrengen Strafen bedroht wer⸗ 
den. Cautionen ſind für Zeitſchriften nicht erforderlich. Ueber Ent⸗ 
ziebung von Conceſſionen enthält das Geſetz folgende Beſtimmung: 
„Wenn aus einem Verlage, oder aus einer Druckerei, binnen eines 
Jahres zwei Druckſchriften hervorgegangen ſind, die zu einer Verur⸗ 
theilung wegen Preßvergehens Veranlaſſung gegeben haben, und in⸗ 
nerhalb Jahresfriſt, vom letzten rechtskräftigen Erkenntniſſe an, aus 
dieſem Verlage oder dieſer Druckerei eine neue Druckſchrift erſcheint, 
die ein ſolches Vergehen enthalt, fo iſt das Miniſterium des Innern, 
jedoch nur während dreier Monate, von dem rechtskräftigen Urtheile 
über dieſe neue ſtrafrechtliche Handlung an, berechtigt, gegen den Ver⸗ 
leger, oder Drucker, die Gewerbsbefugniß auf höchſtens ein Jahr lang 
einzuziehen. War dieſe Maßregeln gegen den Verleger, oder Drucker, 
bereits einmal in Folge vorſtehender Beſtimmung verhängt worden, fo 
kann unter den nämlichen Vorausſetzungen und innerhalb der näm⸗ 
lichen Friſt, die gänzliche Einziehung der Gewerbsbefugniß angeord⸗ 
net werden“ 

Stuttgart, den J. Juli. Das Geſammt⸗Miniſterium iſt abge⸗ 
treten. Man ſpricht von einem Miniſterium Reinhard, Linden, Knapp. 
Man erwartet auf morgen die Kammerauflöſung. (Tel. Cor.⸗B.) 

Oeſterreich. 

Wien, den 28. Juni. Die Cholerafälle kommen leider immer 
haͤuftger vor. Die erſten Spuren dieſer Krankheit zeigten ſich in der 
Leopoldſtadt, wo zwei Erkrankte vom Tode ſchnell hingerafft wurden. 
Auch in der inneren Stadt und in der Vorſtadt Laimgrube ſind geſtern 
u enen an der Cholera erkrankt. In Prag nimmt die Cho⸗ 
era ab. 

Frankreich. 


Paris, den 29. Juni. Köln. Z.) Heute Vormittag fand theil⸗ 
weiſer Miniſterrath im Elyſee Statt. Die Berathungen galten angeb⸗ 
lich den im Gerichtsperſonal vorzunehmenden Veränderungen. — Chan⸗ 
garnier hielt geſtern eine lange Konferenz mit dem Polizeipräfekten und 
heute Vormittags eine andere mit mehreren Generalen der Beſatzung 
von Paris. — Eine große Anzahl von Präfekten iſt gegenwärtig hier 
anweſend. — Die Legitimiſten ſollen den Verſuch machen wollen, im 
Vereine mit der Linken bei der am 4. Juli erfolgenden neuen Präft- 
dentenwahl für die National-Verſammlung den General Bedeau an 
Dupin's Stelle zu bringen. Die Wahl Bedeau's, der ſich ſtets nach⸗ 
drücklich für Aufrechthaltung der Verfaſſung ausgeſprochen hat, würde 
offenbar eine Proteſtation gegen jedes verfaſſungswidrige Unternehmen 
bedeuten ſollen. — Die Biſchofe von Frankreich haben dem neuen Un⸗ 
terrichtsgeſetze gemäß vier Mitglieder des Episkopats, nämlich die Erz⸗ 
biſchöfe von Rheims und von Tours, die Biſchöfe von Langres und 
von Orleans in den oberſten Unterrichtsrath gewählt. Die Departemen⸗ 
tal⸗Kommiſſion der Seine hat ebenfalls 6 Mitglieder dieſer Behörde 
gewählt; vier derſelben werden als Gegner der clericalen Partei be⸗ 
zeichnet. — Die Polizei hat in den fo genannten Konſultatious-Bu⸗ 
reaus für Wähler, wo Anleitungen zur Aufnahme in die Wählerliſten 
nach dem neuen Wahlgeſetze ertheilt wurden, Hausſuchungen gehalten, 
um Druckſachen ohne Namen des Druckers, verdächtige Papier, Waf⸗ 
fen und Munition in Beſchlag zu nehmen. Es ſcheint nicht, daß dieſe 
Maaßregel zur Entdeckung von Waffen und Munition geführt hat; 
dagegen hat man viele Druckſachen und Papiere mit Beſchlag belegt. 
— Aus den Departements Gers und Allier werden ſocialiſtiſche Exeeſſe 
gemeldet, die in zwei kleinen Städten verübt und wobei thätliche Wi⸗ 
derſetzlichkeiten gegen die einſchreitenden Geusd'armen verübt wurden. 
— Das angebliche Komplot zu Macon ſoll die Anzündung der Stadt 
und allgemeine Plünderung der wohlhabenden Bewohner bezweckt haben, 


— Das Hauptereiguiß iſt die Schlappe, die geſtern das Miniſte⸗ 


rium bei Gelegenheit des Geſetzes über die Bürgermeiſter erlitten hat. 


Die Journale konſtatiren alle die Wichtigkeit des Votums, wodurch 
die National-Verſammlung mit einer Majorität, die verſchiedentlich, je⸗ 
doch zwiſchen 50 und 80 Stimmen, geſchatzt wird, es verweigerte, das 
Geſetz über die Bürgermeiſter in nächſter Woche auf ihre Tagesord⸗ 
nung zu ſetzen. 

— In der heutigen Sitzung der National-Verſammlung 
ſteht abermals auf der Tagesordnung der Geſetz-Entwurf gegen die 
Wucherei, deſſen zweite Berathung wegen häufiger Unterbrechungen 
noch nicht beendigt wurde. Chaſſeloup Laubat beſteigt die Tri⸗ 
büne, um den Bericht über das neue Geſetz in Betreff der Kaution und 
des Stempels der Journale im Namen des Ausſchuſſes zu übergeben. 
Dieſer Bericht wird mit wenig Aufſehen aufgenommen und nicht ein⸗ 
mal vorgeleſen. Wann das Geſetz biskutirt werden ſoll, wird ebenfalls 
heute noch nicht entſchieden. Der Ausſchuß hat ſich gegen die von der 
Regierung proponirte Kautions-Erhöhung (auf 48,000 Frs. für Jour⸗ 
nale), für Beibehaltung der jetzigen Kaution (24,000 Frs.) und für 
einen Cirkulationsſtempel entſchieden. Dieſer ſoll für die Departements 
der Seine und der Seine und ⸗Oiſe (Paris und Verſailles) 6 Cen⸗ 
times mit Nachlaß von 1 Centime, wenn die Poſt die Befoͤrderun 
nicht zu übernehmen braucht, und für die übrigen Departements 
Centimes mit Aufſchlag von 4 Centimes, wenn ſie über ihre Depar⸗ 
tements hinaus befördert werden ſollen, betragen. Der Finanzminiſter 
Fould legt einen Geſetz-Entwurf zur Beſchleunigung der von der Kon⸗ 
ſtituirenden den Sklavenbeſitzern in den Kolonieen gewährten Entſchaͤ⸗ 
digungs⸗Zahlungen wegen vorgekommener Mißbräuche mit den Cer⸗ 
tifikaten vor. — Der erſte und Haupt⸗Artikel des Geſetzes gegen die 
Wucherei, welcher lautet: „Jede Stipulation, die beim Darlehen 
auf Zinſen eine Ueberſchreitung des geſetzlichen Zinsfußes bezweckt, 
conſtituirt das Vergehen der Wucherei, welches auch die zur Verheim⸗ 
lichung angewandte Kombinationen ſeien“, wird darauf mit 346 ge⸗ 
gen 251 Stimmen angenommen. Deßgleichen Artikel 2 bis 5, Straf⸗ 
beſtimmungen enthaltend (beim erſten Male Geldbußen, beim zweiten 
Male ſechstägige bis ſechs wöchentliche Gefängnißftrafe). Der Ju ſtiz⸗ 
minifter thut im Laufe der Debatte die Senſation machende Aeuße⸗ 
rung: „Wenn es nicht fo viele verſchuldete Leute gäbe, fo gäbe es auch 
nicht ſo viele Widerſacher jeder Regierung!“ Von der Linken hoͤrt man 
dabei mehrere Stimmen an die „drei Millionen“ erinnern. Die Sitzung 
wird ſodann geſchloſſen. : 


Paris, den 30. Juni. Der Widerſtreit zwiſchen den beiden höch⸗ 
ſten Staats⸗Gewalten ſcheint eher im Wachſen, als im Abnehmen zu 
ſein. Die Beſeitigung des Geſetzes über die Bürgermeiſter, an dem 
der Regierung außerordentlich viel gelegen iſt, war nur der erſte Aus⸗ 
bruch der tiefen Spannung, die zwiſchen der Erekutiv⸗Gewalt und der 
legitimiſtiſchen Partei — die, wenn ſie ſich mit der Linken vereinigt, 
über die Majorität in der National⸗Verſammlung verfügt — ſeit dem 
offeneren Auftreten der Projekte zur Verlängerung der Präſidentſchaft 
Louis Napoleon Bonaparte's eingetreten iſt. 

Paris, den 1. Juli. (Tel. Korr.-Biln.) Der Franzöſiſche Ge⸗ 
ſandte iſt nach London zurückgekehrt. — In der geſetzgebenden Ber 
ſammlung wurde in zweiter Leſung das Wuchergeſetz angenommen. 
Die Preßgeſetz⸗Debatte wird am Donnerſtag beginnen. 

Lyon, den 29. Juni. Zahlreiche Verhaftungen werden vorge⸗ 
nommen. „ 

Großbritanien und Irland. 


London, den 28. Juni. (Köln. Z.) Die Blätter enthalten 
folgendes Nähere über den ſinnloſen Angriff, der geſtern Abend 
auf die Königin gemacht worden iſt. Nachdem die Ausſagen 
verſchiedener Zeugen entgegen genommen worden waren, wurde der 
Gefangene gefragt, was er in Betreff der Anklage zu erwidern habe. 
Er erklärte, es ſei wahr, daß er Ihrer Majeſtät einen leichten Schlag 
mit einem kleinen Stocke verſetzt habe, fügte aber mit Rückſicht auf die 
Zeugen emphatiſch hinzu: „Dieſe Männer können nicht beweiſen, ob 
ich ihren Kopf oder ihren Hut getroffen habe.“ Hierauf ward der 
Gefangene zwei Polizei-Beamten übergeben und in eine Zelle geführt. 
Die Anklage, wie ſie in das Polizeibuch eingetragen wurde, n 
„Robert Pate, alt 43 Jahre, Lieutenant außer Dienſt, angeklagt, 
Ihre Majeſtät die Königin angegriffen zu haben, indem er ſie in Pie⸗ 
cadilly am Donnerſtag den 27. d. M., Nachmittags um 6 Uhr 20 
Minuten, mit einem Rohr auf den Kopf geſchlagen hat“ Die Zahl 
der Zeugen, welche verhört wurden, beträgt ſieben. Als man den Ge⸗ 
fangenen durchſuchte, fand man zwei Schlüſſel und ein Taſchentuch, 
jedoch weder Geld, noch eine Waffe irgend einer Art. Das Rohr, deſ⸗ 
ſen er ſich bedient hatte, war nicht dicker, als ein gewöhnlicher Gänſe⸗ 
kiel, 2 Fuß 2 Zoll lang, und wog weniger als drei Loth. Der Um⸗ 
ſtand, daß Ihre Majeſtät zwei Stunden nach dem Vorfalle in der 
königlichen Loge der italieniſchen Oper zu Coventgarden erſchien, bes 
weiſt, daß ſie glücklicher Weiſe keine ernſtliche Verletzung erhalten hat. 
Die Königin ward dort mit dem größten Enthuſiasmus empfangen, 
und die Nationals Hynme unter ungeheurem Jubel angeſtimmt. Auf 
ähnliche Weiſe gab ſich die Loyalität im anderen italieniſchen Opern⸗ 
hauſe kund. Nachdem der Angeklagte in der Zelle untergebracht war, 
ward ein Polizei⸗Inſpektor abgeſandt, um ſeine Wohnung zu durch⸗ 
ſuchen. Der Gefangene hatte im dritten Stock des von ihm bezeich- 
neten Hauſes während der letzten 2! Jahre eine Reihe eleganter Zim⸗ 
mer bewohnt. Die Nachfragen ergaben, daß er ein Mann von regel⸗ 
mäßigem Lebenswandel geweſen war, und ſeine Rechnungen ſehr 
pünktlich bezahlt hatte. Sein Vater ward als ein ſehr vermögender 
Mann in Wisbeach, Cambridgeſhire, beſchrieben, wo er früher ein ſehr 
ausgedehntes Geſchäft als Korn⸗Faktor betrieben hatte. Der Polizei— 
Inſpektor nahm eine große Anzahl von Papieren und Dokumenten in 
Beſchlag, doch iſt bis jetzt noch nichts entdeckt worden, was auf die 
Motive jener verrückten Handlung Licht werfen könnte. Ein ſeltſames 
Zuſammentreffen iſt es, daß Sergeant Silver, welcher den Angeklagten 
in Haft nahm, derſelbe iſt, der M'Naghten ergriff, und ihm das Pi⸗ 
ſtol aus der Hand ſchlug, als jener Wahnſinnige im Begriff war, den 
zweiten Schuß auf den unglücklichen Drummond abzufeuern. Aus der 
Armee⸗Liſte ergiebt ſich, daß der Gefangene am 5. Februar 1841 als 
Cornet durch Kauf in Ihrer Majeſtät Dienſte getreten iſt. Am 22. 
Juli 1842 ward er zum Lieutenant befördert, und trat kurz nachher, 
ehe ſein Regiment ſich im Jahre 1846 nach Indien einſchiffte, aus 
dem Militärdienſte aus, indem er ſeine Lieutenants⸗Stelle verkaufte. 
Er hat das Anſehen eines reſpektabeln Mannes, iſt ein wenig kahl, 
und trägt einen Schnurrbart, hat aber nichts Militäriſches in ſeinem 
Aeußern. Als er in der Polizei⸗Station ankam, jehien-er vollkommen 
ruhig und gefaßt. Zwei Konftabler ſaßen die ganze Nacht hindurch 
mit ihm in ſeiner Zelle, um ihn nöthigenfalls zu verhindern, ſich ein 
Leides anzuthun. Der Gefangene ſchlief ruhig, und nahm am folgen- 
den Morgen mit vielem Wohlbehagen ein tüchtiges Frühſtück zu ſich. 
Er iſt heute im Miniſterium des Innern verhört worden, wo Sir 
George Grey ſich kurz nach 12 Uhr einfand. Bald darauf erſchien der 
Gefangene, und gleich nach ihm Lord Frigoy Sommerſet. Das Ver: 
bör fand, wie es bisher in ähnlichen Fällen gebräuchlich geweſen iſt, 
im Geheimen ſtatt. Zugegen waren bei demſelben: Sir George Grey, 
der Staats⸗Anwalt und die Herren Cornwall Lewis, Maule, Hall 
und Burnaby. Die Erſcheinung des Angeklagten bei dieſer Gele⸗ 
genheit wird folgender Maßen beſchrieben: Er trug einen blauen 
Rock, und hatte helle Beinkleider. Er iſt etwa 6 Fuß 1 Zoll hoch, 
hat helles Haar, und trägt einen Schnurrbart, fo wie einen ziem⸗ 
lich buſchigen Backenbart. Geſicht und Stirn verrathen Verſtand, 
das Auge hat jedoch einen etwas irren Ausdruck. Er iſt ſchlank, 
und ſeine Haltung iſt ein wenig vorgebeugt. Er ſchien vollſtändig 
gefaßt, ja gleichgültig. Alles zuſammen genommen, iſt ſeine 
Erſcheinung einnehmend und fein Ausſehen das eines Gentleman. 
Das Verhör wird am nächſten Freitag fortgeſetzt werden. Wie es 
heißt, tft der Angeklagte bis zum Anfang des gegenwärtigen Jahres 
ein Mitglied des „Army and Navy Club“ geweſen. — Die „Brigh⸗ 
ton Gazette“ enthält günſtig lautende Nachrichten über den Geſund⸗ 
heitszuſtand Louis Philipp's. 

— Im Unterhauſe Fortſetzung der Debatte über die 
* Politik des Ministeriums Sir J. Walſh rühmt 
uche 85 bone als eine unübertreffliche Leiſtung parlamenta⸗ 
enthaltenen es, greift ſodann aber einige der hauptſächlichſten darm 

üitit als ei Uptungen an und bezeichnet dann die Palmerſton'ſche' 
25 i = 10 une der Eroberung, welche den Starken ſchone und 
in, d f die drück. Das Ergebniß dieſer Politik beſtehe dar⸗ 
daun 70 n des Dung auf dem Feſtlande geſtört worden und 
ie Ke espotismus feſter als je geſchmiedet worden 


gungsforderungen als gerecht, entwirft eine ſtar ilderung de 
bolegten Regierungswirthfehaft in Griechenland r te ti 
21 Bolitif des auswärtigen Sekretärs, daß fie, weit entfernt davon, 
— ee in anderen Staaten anzuſchüren, gerade das entgegen- 
ſetzte Ziel anſtrebe. Sir R. Inglis würde in einiger Verlegenheit 
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geweſen fein, wie er feine Stimme abgeben ſollte, wenn es ſich bei 
der vorliegenden Frage nur um Griechenland handelte. Da das Haus 
aber jetzt aufgefordert ſei, ein Verttauens⸗Votum für die Miniſter in 
Betreff jedes Theiles ihrer auswärtigen Politik abzugeben, ſo könne 
er dem Antrage Roebuck's nicht Folge leiſten. Abgeſehen davon, daß 
er im Allgemeinen die auswärtige Politik des Miniſteriums mißbillige, 
jo gebe es einen anderen Grund, welcher fein Votum beſtimme. Der 
Premier- Minifter habe nämlich die Kühnheit gehabt, zu behaupten, 
er werde ſein Verhalten in Folge des im Oberhauſe gefaßten Be⸗ 
ſchluſſes nicht ändern. Wenn das Oberhaus nicht das Recht haben 
ſolle, über einen derartigen Gegenſtand ſeine Meinung abzugeben, ſo 
ſehe er kaum ein, auf welcherlei Gegenſtände es überhaupt einen Ein⸗ 
fluß ausüben ſolle. Er ſeinerſeits könne das Syſtem der politiſchen 
Propaganda nicht unterſtützen. Er klage Palmerſton nicht an, liberale 
Grundſätze zu ermuthigen und fie daun im Stich zu laſſen, wohl aber 
klage er ihn an, daß er fremden Mächten gegenüber nicht als Verthei⸗ 
diger des Proteſtantismus auftrete. Was ſeine (Palmerſton's) Be⸗ 
mühungen zur Unterdrückung des Sklavenhandels betreffe, ſo reiße er 
mit einer Hand nieder, was er mit der anderen aufgebaut habe. Mit 
vielem Schmerz daher, aber mit der feſten Ueberzeugung, daß er 
(Inglis) recht handle, ſehe er ſich genöthigt, dem Antrage feine Zu⸗ 
ſtimmung nicht zu geben. S. Herbert nimmt Sir J. Graham gegen 
die Bemerkungen Palmerſton's in Betreff der an H. Bulwer in Ma⸗ 
drid gerichteten Depeſche in Schutz und wendet ſich dann zu den Ange⸗ 
legenheiten Italiens. Er klagt Palmerſton an, Dokumente unterdrückt 
zu haben, welche grundloſe, von ihm gegen fremde Mächte vorgebrachte 
Entſchuldigungen enthielten. Die Miſſion Lord Minto's ſei eine höchſt 
unheilvolle geweſen. In Neapel ſeien diejenigen, welche auf eine ge⸗ 
mäßigte konſtitutionelle Reform hofften, enttäuſcht worden, und Rom 
ſtöhne unter Militär - Despotismus. Preußen habe feine Freiheit ohne 
den Beiſtand Lord Palmerſton's erlängt, und wie ſehe es in allen 
Ländern aus, welche der Fluch der Palmerſton ſchen Hülfe getroffen 
habe? Er fordere das Haus auf, ſeine Mißbilligung der Politik aus⸗ 
zudrücken, welche den öffentlichen Charakter der Nation erniedrigt und 
den Britiſchen Namen verabſcheut gemacht habe. Sir G. Grey be⸗ 
klagt ſich über die von Herbert gegen ſeinen edlen Collegen erhobenen 
Anklagen. Es handle ſich hier nicht um dieſe oder jener Depeſche, 
ſondern darum, ob die auswärtige Politik des Miniſteriums als ein 
Ganzes betrachtet, Anſpruch auf die Achtung des Hauſes habe, oder 
ſeinen Tadel verdiene. Palmerſton habe keine ungehörige Propaganda 
gemacht; allein ein Britiſcher Miniſter könne ſeine Lippen nicht ſtets 
geſchloſſen halten. Es ſei unter Umſtänden ſeine Pflicht, Rath zu er⸗ 
theilen, wenn derſelbe verlangt werde, und die Intereſſen der Welt im 
Allgemeinen zu fördern, wenn die Gelegenheit ſich biete. Gladſtone 
greift Lord J. Ruſſel an, weil derſelbe den Tadel der Lords ganz ruhig 
über ſich ergehen laſſe und frühere Fälle zu feinem Schutze aufgerufen 
habe, die von dem vorliegenden — verſchieden ſeien. 
talien. 

Rom, den 20. Juni. (A. 3.) Die Nachrichten, welche über die 
kühnen Unternehmungen der Räuber in der Romagna gegeben ſind, 
werden nicht nur von verſchiedenen Seiten beſtätigt, ſondern ſcheinen 
eine erhöhte Wichtigkeit zu gewinnen. Nicht um einzelne Banden ſoll 
es ſich handeln, man ſpricht von einem ganzen Heer in der Stärke von 
einigen Tauſend Mann, das ſich aus den Ueberreſten der Revolutions⸗ 
Armee in den Wäldern um Ravenna geſammelt habe, und ſogar mit 
4 Kanonen verſehen ſei. An der Spitze ſoll Oberſt Zambeccari ſtehen, 
der hier in Rom während der Belagerung die Bologneſer Legion kom 
mandirte. In den Zahlenangaben mag manches übertrieben ſein; im 
Uebrigen aber ſcheint dieſe Auffaſſung nicht unrichtig. Freilich darf 
man nicht glauben, daß dieſe Armee einen Aggreſſivkrieg zum Sturze 
des Papſtes beabſichtigt. Es iſt im Gegentheil die Verzweiflung, die 
ſie zu dieſen räuberiſchen Streifzügen treibt. In ihrer Heimath will 
man dieſe Lente nicht dulden; in benachbarten Staaten wird ihnen der 
Aufenthalt verſagt; zur Ueberſiedelung nach entfernten Ländern fehlen 
die Mittel; was bleibt ihnen alſo übrig als ein Räuberleben? Jetzt 
iſt nun in Folge der zu großen Unſicherheit den Oeſterreichern die ge⸗ 
ſammte Polizeigewalt übergeben worden, und wird mit äußerſter Stren⸗ 
ge gehandhabt, ſelbſt mit dem ſonſt ſo ſehr verabſcheuten Stock, gegen 
den aber jetzt ſelbſt von Gemäßigteren wenig eingewendet wird, da er 
augenfällige Proben einer ausgezeichneten Wirkſamkeit abgelegt haben 
ſoll. Führt uns eine ſolche exemplariſche Strenge zum Zweck, fo mag 
man ſie immerhin anwenden. Nur täuſche man ſich nicht und glaube, 
daß man die Krankheit geheilt, wenn man ein Symptom gehoben hat. 
Was nützt es dort die Unzufriedenen unſchädlich zu machen, wenn man 
hier mit jedem Tag nur neue Schaaren zur Verzweiflung treibt? Hier 
wäre es Pflicht der Mächte, die den Prieſtern wieder zur Gewalt ge⸗ 
holfen haben, nun auch darüber zu wachen, daß ſie dieſelbe nicht miß⸗ 
brauchen, man ſei ſtrenge, aber gerecht! In der politiſchen Polizei 
aber herrſcht hier jegt nur die Willkür. Das Mißfallen eines Hä⸗ 
ſchers genügt, jeden Beliebigen auf Monate in ſtrenges Gefängniß, 
mit Mördern und Dieben in Geſellſchaft, zu bringen. Wird er dann 


aus Mangel einer irgendwie begründeten Anklage entlaſſen, jo muß 


er ſich glücklich ſchätzen, wenn ihm nicht darnach ein Zwangspaß für 
ef Aalen eg wird. So geht es nicht in einem, ſondern 
in unzähligen Fällen, und faſt jeder Römer, den man unter vier Au⸗ 
gen ſpricht, weiß immer neue Beiſpiele aus dem Kreife feiner eigenen 
Bekannten anzuführen. So wird auch noch der letzte Reſt von Anhäng⸗ 
lichkeit an das Syſtem ſyſtem atiſch zu Grunde gerichtet. 

Rom, den 26. Juni. Eine Nationalbank iſt zu errichten beſchloſ⸗ 
ſen und das betreffende Programm veröffentlicht worden. 

Griechenland. 

Athen, den 25. Juni. Das neue Preßgeſetz wird in der Sena⸗ 
torenkammer Schwierigkeiten finden. (Tel. Cor.⸗B.) 

Athen, den 25. Juni. (Wand.) Nach dem Beiſpiele des 
Sultans hat auch König Otto eine Reiſe, und zwar nach den Cykla⸗ 
den angetreten. Der Empfang ſoll kein beſonders herzlicher geweſen 
ſein, — das Volk iſt des drückenden Elends müde geworden. Die 
große Menge erwartet von Rußland ihr Heil, während einige dieſes 
Königreich mit der Republik der Joniſchen Inſeln unter Engliſchem 
Protectorat vereinigt zu ſehen wünſchten. Das Budget, welches ſich 
auf 22 Mill. Drachmen beläuft, ſoll kaum auf 8 Mill. Einnahmen 
rechnen können. Uebrigens ift an dieſem ſchrecklichen Defizit nicht ſo⸗ 
wohl die Unzulänglichkeit der Einnahmequellen, als vielmehr die Hab⸗ 
ſucht der Beamten Schuld. 


Locales ꝛc. 

Poſen, den 4. Juli. Aus zuverläßiger Quelle geht uns die 
Nachricht zu, daß das Ober⸗Tribunal in Berlin den von dem Ober⸗ 
Staats⸗Anwalte in der Disciplinarunterſuchung wider den Rechts an⸗ 
walt und Notar Krauthöfer gegen die Entſcheidung des hieſigen 


Ehrenraths eingelegten Rekurs zurückgewieſen, und das Erkenntniß des 
letztern 1 den von n NE Rechtsgruͤnden unter Nieder⸗ 
chlagung der Koſten lediglich beſtätigt hat. 
j 5 Po ſen, den 2. Juli. Bei einer am Sonnabend in der St. Markin⸗ 
und Wallſtraßenecke belegenen Schänke entſtandenen Schlägerei zwiſchen 
hieſigen Tagearbeitern und Bauern wurden die Erfteren aus dem Felde 
geſchlagen. Dieſe lauerten indeſſen den kurz darauf davon fahrenden 
Bauern an der Breslauer⸗Chauſſee auf und machten einen neuen An⸗ 
griff mit Knütteln und Steinen; die Bauern vertheidigten ſich mit glei⸗ 
chen Waffen, trafen jedoch einen der Gegner ſo, daß er ſich im Blute 
wälzend für todt liegen blieb. Man zweifelt ſehr an ſeinem Aufkommen. 

— Die Juſtizbehoͤrden nehmen in der Regel bei Anberaumung 
von Terminen zu wenig Rückſicht auf die Privatoerhältniſſe der Par⸗ 
teien und fügen dieſen dadurch nicht ſelten Schaden wenigſtens durch 
Zeitverſäumniß zu. So haben z. B. Parteien aus Poſen um 10 Uhr 
vor dem Kreisgericht in Samter Termin, der doch ebenſo leicht um 
11 Uhr hätte angeſetzt werden können. Deßhalb müſſen die Parteien 
ſchon Tags zuvor mit dem Nachmittagszuge abreiſen, müſſen dort über⸗ 
nachten und nicht nur 2 Tage lang ihre Geſchäfte verſäumen, ſondern 
es erwachſen ihnen auch hieraus erhebliche Koſten. Sollte es daher 
nicht der Billigkeit angemeſſen fein, wenn die Juſtizbehörden an ſol⸗ 
chen Orten, wo in den Vormittagsſtunden eine Poſt oder ein Bahn⸗ 
zug eintrifft, für auswärtige, mittelſt dieſer zu erwartende Provokan⸗ 
den die Termine etwa! Stunde nach Ankunft derſelben anberaumten? 

◻Oſtrowo, den 1. Juli. Heute früh 8 Uhr wurden die Sitzun⸗ 

gen der Aſſiſen zum vierten Mal eröfffet. Der Gerichtshof beſtand aus 
dem Appellationsgerichts⸗Rath Kutzner, als Präsidenten, den Kreis⸗ 
gerichts⸗Räthen Mochow und Grambſch, dem Aſſeſſor Kunkel und dem 
Referendarius Hergetius. Als Sekretär fungirte diesmal der Auskul⸗ 
tator Czekönski. Nachdem die Verſammlung ſich konſtituirt, wurden 
nachfolgende Geſchworene durch das Loos gezogen: Blanquard, 
Smetkowski, Kuniewski, Doktor Born, Nebeski, Wezyk, M. Hoff, 
Szezaniecki, Gorzenski, Pruski, Skoraszewski und Sokolnicki. Auf 
der Anklagebank befand ſich der Einlieger Sebaſtian Grawezyk aus 
Przedborowo, der vorſätzlichen Brandſtiftung beſchuldigt. Sein Defen⸗ 
ſor war der Rechts⸗Anwalt v. Colomb. Die Anklage legte dem In⸗ 
kulpaten zur Laſt, daß er am 26. März 1849, Nachts 10 Uhr die Gebän⸗ 
de des Witkowski und Tokarski zu Przedborowo in Brand geſteckt und hier⸗ 
durch einen Schaden von 152 Thalern verurſacht habe. Der Grawezyk 
beftreitet ſowohl feine Betheiligung bei dem Brande, wie auch die an⸗ 
gegebene Schadenhöhe, worauf zur Vernehmung der Zeugen geſchrit⸗ 
ten wurde. Dieſe konnten durch ihre Ausſagen die Anklage keineswegs 
aufrecht erhalten, die meiſten wußten entweder gar nichts oder konnten 
ihm nur Drohungen zur Laſt legen, die er, im trunkenen Zuſtande 
jedoch, gegen den Witkowski ausgeſtoßen haben ſollte. Letzterer hatte 
nemlich don der Frau des Angeklagten eine Kuh in Verwahrung ge⸗ 
nommen, die fie in der Befürchtung, ihr Mann könnte fie verkaufen, 
ihm anvertraut. Als nun der Grawezyk dieſe Kuh zurückforderte, 
Witkowski aber die Auslieferung verweigerte, da habe erſterer dem 
letzteren gedroht, ihm das Haus anzuzünden, und in derſelben Nacht 
war auch der Brand entſtanden. Die Thatftage wurde nun dahin 
geſtellt: Iſt der Angeklagte ſchuldig, am 26. März 1849 bei dem 
Wirth Witkowski zu Przedborowo, vorfäglich, in der Abſicht zu be⸗ 
ſchaͤdigen, in bewohnten Gegenden, bei nächtlicher Weile Feuer ange⸗ 
legt zu haben, wodurch ein Schaden von weniger als Fünfhundert 
Thalern verurſacht worden? Die Geſchworenen ſprachen nach kurzet 
Berathung das „Nichtſchuldig“ aus, worauf der Gerichtshof den An⸗ 
geflagten freiſprach. — Am 2. Juli befanden ſich auf der Bank der 
Angeklagten die beiden Tagelöhner Thomas Pacholczyk alias Knebel 
und der Jakob Kalinowski aus Winczyn, beide des Straßenraubs be⸗ 
ſchuldigt. Ihr Defenfor war der Rechts⸗Anwalt Gembitzki von hier. 
Beim Beginn der Verhandlung fand es ſich jedoch, daß von den vor⸗ 
geladenen Zeugen nur zwei erſchienen waren, weshalb der Vertheidi⸗ 
ger auf Vertagung den Antrag ſtellte. Der Staats⸗Anwalt hatte 
dagegen nichts einzuwenden, und der Gerichtshof beſchloß dieſen Ge⸗ 
genſtand bei den nächſten Aſſiſen zur Verhandlung zu bringen. 

x Aus dem Schrimmer Kreiſe. — Vor einigen Wochen 
wurde bei der Fähre zu Leka, ohnweit Schrimm, dicht an der Warthe 
im Weidengebüſche, der Leichnam eines unbekannten jungen Mannes 
geſunden. Von der Beſichtigungs⸗Kommiſſion iſt derſelbe als ein vom 
großen Waſſer angeſchwemmter erklart worden. Nach dieſer Anſicht müßte, 
da das Ufer, auf welchem der Todte lag, mindeſtens 6—8 Fuß über dem 
jetzigen Waſſerſpiegel erhaben iſt, die Leiche mindeſtens ſchon ſeit Ende 
April dort gelegen haben. Wäre dies der Fall, fo könnte von derſel⸗ 
ben nichts mehr, als nur das Gerippe übrig ſein; ſo war aber das 
Geſicht noch kenntlich und ſogar die Haut auf den Händen noch ganz 
unverletzt. Die rechte Hand war merklich kleiner, als die Linke, wor⸗ 
aus auf einen frühern kranken Zuſtand des rechten Armes zu ſchließen 
ſein möchte. Im Publikum = die Annahme, daß der Todte ein 
Schwarzviehhandler, die in Schrimm ſehr viel verkehren, geweſen 
fein müſſe, der in dem Geſträuche bei jenet Fähre ermordet worden it. 
Vielleicht wird die Zukunft noch etwas Näheres über ſeine Todesart 
oder deſſen Angehörige bringen. 


Der am 3. Juli zum erſten Male erſchienene Goniec polski, 


. kann, der gehe wenigſtens; 
wer zur Erde niedergeworſen iſt, der verſuche ſich ans Ziel 7 — 
pen, und ſollte er auch auf dornigem Pfade ſchmerzliche Spuren des 


gens ſlegreich vordringen kann, bei ſchweren W 
ſogleich den Muth verliert, ſich nicht zu 


be n Conſtellationen hervorzutreten. Ueber uns ſchwebt das 
umſichtige und auf alle Falle gerüftete Preßgeſetz vom 30. Juni 1849; 
uns ſtehen ferner entgegen die zahlreichen Preßbeſchränkungen, die aus 
den Ordonnanzen vom 5. Juni hervorgehen; wir haben endlich zu 
kämpfen mit der Cenſur des Druckers, der durch die Miniſterial⸗Ver⸗ 
ordnung vom 9. Juni zur Ausübung derſelben gezwungen ift.... Und 
dennoch wagen wir es, den heute verlaſſenen Poſten einzunehmen, den 
unſere beiden Vorgänger auf's ruhmvollſte behauptet haben, ſo lange 
es möglich war. Wir werden uns ſtets nur innerhalb der Grenzen der 
Preßgeſetze bewegen, und werden daher jede Oppoſition gegen die 
Preußiſche Regierung und ihre höheren Organe vermeiden. Die Miß⸗ 
bräuche und Ueberſchreitungen der niederen Beamten werden wir uns 
nur in ſo weit zu rügen erlauben, als wir annehmen dürfen, daß die 
höheren Organe nicht die ſolidariſche Verantwortung für jene Hand⸗ 
lungen übernehmen wollen. Jedoch werden wir über alle Handlungen 
und Verordnungen der Regierung hiſtoriſch berichten, und uns nur 
auf eine Erläuterung ihrer Bedeutung und ihrer Tragweite beſchrän⸗ 
ken. Weil uns die Vorſicht das Tadeln verbietet, ſo werden wir uns 
auch des Beifalles und des Lobes enthalten, ſelbſt wenn es nicht gegen 
unſer Gewiſſen wäre; denn da, wo es nur erlaubt iſt, Beifall zu 
klatſchen, hat das Beifallsklatſchen einen unedlen Schein. Ebenſo 
werden wir jede nähere Behandlung und Erläuterung derjenigen Deut⸗ 
ſchen Angelegenheiten vermeiden, welche mit der Preußiſchen Regierung 
in innigem Zuſammenhange ſtehen. Dagegen wird uns überhaupt 
Alles intereſſiren, was Polen und die Polen im Allgemeinen, und 
Großpolen insbeſondere berührte Wir ſtützen uns in dieſer Hinſicht 
auf die Ueberzeugung, daß Alles, was politiſch iſt, uns nicht fremd 
ſein kann und darf, und daß ſogar die eigenen Fehltritte und dornigen 
Gegenden in größerem Maße unſer Intereſſe in Anſpruch nehmen, als 
die ſchönſten Epiſoden der Politik des Auslandes. Die Selbſterkennt⸗ 
niß iſt nicht nur für Einzelne der Anſang der Weisheit, ſondern auch 
für eine Nation. Nach den Polniſchen Angelegenheiten werden unſeren 
Herzen die Slaviſchen am nächſten ſtehen, ſo wenig ſie uns auch zu⸗ 
gänglich ſind. Mit fremden Angelegenheiten werden wir uns nur in 
ſo weit befaſſen, als der Umfang unſeres Blattes es geſtattet, und auf 
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eine Weiſe, daß das über uns ſchwebende Demoklesſchwert nicht auf 
unſer Haupt herabfällt. Fragt nun Jemand, ob wir conſervativ oder 
revolutionär, Männer des Fortſchrittes oder der Reaktion, Jeſuiten 
oder Demokraten, Leute der Ordnung oder Rothe ſein werden, ſo haben 
wir auf alle dieſe Fragen diesmal folgende Antwort: Eine große Be⸗ 
deutung legen wir allen dieſen Benennungen, die von der Parteilei⸗ 
denſchaft ſo oft gemißbraucht werden, nicht bei; uns geht es nur um 
die Sache ſelbſt und um ihre innere Wahrheit. Vor Allem und zuerſt 
ſind wir Polen. Eine Nation, deren freie geſchichtliche Entwickelung 
gehemmt iſt, fühlt in ſich den natürlichen Inſtinkt, vor Allem die na⸗ 
tionale und geſchichtliche Grundlage zu erhalten, welche ihr unter den 
Füßen entzogen wird, und welche eine Lebensbedingung jeglicher Ent⸗ 
wicklung ift. Sit dieſer Inſtinkt konſervativ, ſo ſind wir Conſervative. 
Bedeutet der Konſervativismus das rüͤckſichtsloſe Feſthalten an allem 
Alten, die Abneigung gegen jede Fortbildung, bedeutet er die Verleug⸗ 
nung jenes erſten Grundſatzes des organiſchen Lebens, wonach nichts 
Lebendige in Stagnation verbleibt, ſondern ſich fortwährend weiter ent⸗ 
wickelt, fo huldigen wir von ganzem Herzen dem Fortſchritt. .. 
Ze Verantw. Redakteur: C. C. H. Violet. * 


Herr Mechanikus Seill hat ſich bereit finden laſſen, um auch 
der unbemittelten Jugend Zutritt in ſein Kunſtkabinet zu verſchaffen, 
den Eintrittspreis für Schulklaſſen in Begleitung der Lehrer auf 
6 Pf. pro Kind zu ermäßigen und ſogar den durch die Lehrer als no⸗ 
toriſch arm bezeichneten Kindern freien Eintritt zu gewähren. Möchte 
dieſes uneigennützige, jugendfteundliche Beſtreben des Herrn Seill, 
der Jugend eine Anſchauung verſchiedener Techniker, einen Begriff 
vom Bergbau und eine Verſinnlichung der heiligen Geſchichte zu ge⸗ 
währen, bei ſeinem nur noch kurzem Aufenthalte die reichſte Anerken⸗ 
nung und Theilnahme finden. Ein Jugendfreund. 


Angekommene Fremde. 
Vom 4. Juli. 


General⸗Maj. u. Ing.⸗Inſp. v. Wangenheim 
Lndw.⸗ 


Lauk's Hötel de Rome: N 
u. Pr.⸗Lieut. u Adjutant Biehler a. Berlin; Major im ©. 


Inf. Neg. Graf Brühl a. Pofen; Major im 18. Landw.⸗Negt. von 
Maltitz a. Karge; Frau Generalin v. Kurnatowska a. Warſchau; 
Frau Nechtsanwalt Kittel a. Wagrowiec; Oberger.⸗Aſſeſſor Moullen⸗ 
doff a. Münſter; Gutsb. Delhäs a. Czempin; Feuer- Verſich. Inſp. 
Neumann a. Köln. 

Hötel de Baviere: Frau v. Valentini a. Bromberg; Kanzlei. Direktor 
Pieper a. Conitz; Lieutenant Beſch a. Samter; die Gutsb. v. Za⸗ 
krzewski a. Oſtek, v. Bojanowski a. Oſtrowiecko, Frau v. Ciſſowska 
aus Plock. 

Hotel de Dresde: Kaufm. Pietſch a. Breslau; Gutsb. v. Taczanowski 
a. Choryn; Lieut. im 5. Inf Regt. v. Wangenheim a. Samter; 
Frau v. Wangenheim a. Samter; Frau v. Neumann a. Landsberg. 

Schwarzer Adler: Vicarius Swiderski a. Dolzig; Gutsb. v. Skora⸗ 
czewski a. Glinno; Reg.⸗Natb a. D. v. Twardowski a. Zdziechowo; 
Kommiſſarius Molinski a. Kruchowo. 

Bazar: Eigentbümer Otocki a. Napachanie; Frau Gutsb. Turno aus 
Obiezierze; Tiſchlerm. Heine a. Berlin. 

Hotel de Vienne: Die Gutsb. Graf v. Bninski a. Biezdrowo u. v. 
Koczorowski a. Witoslaw; Baron v. Seidlitz a. Winietz; Gutsb. 
v. Zeromski a. Grodzisko. 

Hötel de Berlin: Die Gutsb. v. Kaſinowski a. Sady, Oberfeld aus 
Wojnowo u. v. Bogdanski a. Skupia; Probſt v. Talski a. Dufznit, 

Hotel à la ville de Röme: Frau Gutsb. v. Oppen a. Sedzyn; Probſt 
Stroinski a. Venice. 

Hotel de Paris: Probſt Witkowski a. Jutroſchin; Guts b. Trzebinski 
a. Bedzitowo. 

Im Eichkranz: Domainen - Kaffen- Führer Zeidler a. Santomysl; Arzt 
Leſung a. Poſen. 

Hotel de Pologne: Fräulein Schmidt a. Schocken; Bürgermeiſter 
Schwandtke a. Jaracz. 

Zur Krone: Die Kauft. Joachimſohn a. Samter u. Eltuſch a. Nakel; 
Inſpector Brutowski a. Küſtrin. 

Große Eiche: Pächter Chlapowski a. Grudno; Gutsb. Nieſuchowski a. 
Nieswiaſtowo; Kaufm. Laskowski a. Schroda; Probſt Bukowski 
a. Biezdrowo. 

Zum Schwan: Die Kaufl. Brand a. Stettin, H. Brand a. Neuſtadt, 
Grunert a. Schroda u. Friedmann a. Santomyol. 


Druck und Verlag von W. Decker K Comp. in Poſen. 


Berliner Börse und Getreide-Markt vom 3. Juli 1850. 
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Eisenbahn-Actien. 
Prioritäts + Actien. 


Stamm- Actien, 


BERLIN, 3. Juli. 
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Schluss Course von Cöln-Minden 963 bez. 


Preuss. Bank - Anth. 992 bez. 


120 Quart zu 809 Tralles 124 bis 123 Rthlr. 


Sommer- Theater im Odeum. 
Freitag, den 5. Juli: Produktionen des Herrn 
Profeſſor Becker im Gebiete der Magie und natür⸗ 
lichen Zauberei. — Dieſem geht vor: Der Wirr⸗ 
warr, Original-Luſtſpiel in 5 Akten von A. von 
Kotzebue. 


Für Magiſträte, Innungen und Gewerbtreibende! 


Innungs Statuten 


in deutſcher und polniſcher Sprache, brochirt und 
mit Papier durchſchoſſen, nebſt dazu gehörigen 
Bemerkungen 
in deutſcher und polniſcher Sprache, ebenfalls bro⸗ 
chirt, find das Exemplar zu 5 Sgr. zu haben in der 
Hofbuchdruckerei von W. Decker & Co. in Poſen. 


Bekanntmachung. 

Am 17. Juli d. J. Vormittags 10 Uhr ſoll vor 
dem Regierungs⸗Sekretair Barnid in den Regi⸗ 
ſtratur⸗Lokalen der 3 Regierungs⸗Abtheilungen eine 
bedeutende Quantität alter unbrauchbarer Akten und 
circa 6 Centner Formulare, erſtere unter der Be⸗ 
dingung des Einſtampfens, letztere zum beliebigen 
Gebrauch gegen gleich baare Bezahlung an den 
Meiſtbietenden verkauft werden, wozu Kaufluſtige 
mit dem Bemerken eingeladen werden, daß die nä- 
heren Bedingungen im Lieitationd- Termine werden 
vorgelegt werden. 

Der Verkauf beginnt übrigens zur oben augege⸗ 
benen Stunde in dem Regiſtratur⸗Lokale der I. Ab⸗ 
theilung und werden von etwa ſpäter Erſcheinenden 
von 11 Uhr ab keine Nachgebote mehr angenommen. 

Poſen, den 26. Juni 1850. 

Königl. Regierung. 
Noth wendiger Verkauf. a 

Das den Freiſchulz Karl und Louiſe Jeske⸗ 
ſchen Eheleuten gehörige, im Dorfe No ven, Won’ 
growiecer Kreiſes sub No. 1. belegene Grundſtück, 
abgeſchätzt auf 13,780 Rthlr, zufolge der nebſt 


Hypothekenſchein in der Regiſtratur einzuſehenden 


Tare, ſoll 
am 9. September 1850 Vormittags 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Wongrowiec, den 3. Februar 1850. ö 
Königliches Kreis⸗Gericht. 1. Abtheilung. 
Nothwendiger Verkauf. 
Königliches Kreis-Gericht zu Wreſchen. 


Das den Adalbert Kurowskiſchen Ehelen⸗ 
ten zugehörige Mühlengrundſtück, abgeſchätzt auf 


17,212 Rthlr. 8 Sgr. 9 Pf. zufolge der, nebſt Ho⸗ 


pothekenſchein und Vedingungen in der Regiſtratur 
einzuſehenden Taxe, ſoll 

am 16. December 1850 Vormittags 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
19. April 1850. 


zu Pudewitz, haben mittelſt Ehevertrages vom 
24. April 1850 die Gemeinſchaft der Güter und des 
Erwer bes ausgeſchloſſen, 
fentlichen Kenntniß gebracht wird. 

Schroda, den 3. Mai 1850. 

Königliches Kreis-Gericht II. Abtheilung. 


— — nn 


Bekanntmachung. 

Der Arbeitsmann Joſeph Cieslak aus Wit- 
towe und die Wittwe Margaretha Przybyl 
geborne Zamitek daſelbſt. haben mittelſt Ehever⸗ 
trages vom 29. April 1850 die Gemeinſchaft der 
Güter und des Exrwerbes ausgeſchloſſen, welches 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird. 

Schroda, den 2. Mai 1850. 


Nothwendiger Verkauf., 
Das im Wongrowiecer Kreiſe belegene, aus 
1340 Morgen 41 Ruthen beſtehende adlige Gut 


Wyſoka, landſchaftlich abgeſchätzt auf 34,619 
Rthlr. 2 Sgr. 4 Pf., zufolge der nebſt Hypotheken⸗ 
ſchein und Bedingungen in der Regiſtratur einzu⸗ 
ſehenden Taxe, ſoll 

am 18. November 1850 Vormittags 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Die dem Aufenthalte nach unbekannte Gläubige⸗ 
rin Nepomucena von Skoraſzewska wird 
hierzu öffentlich vorgeladen. 

Wongrowiec, den 2. April 1850. 

Königl. Kreis-Gericht J. Abtheilung. 
Zeichenſchule. 

Der Zeichenunterricht für die 25 Lehrburſchen, 
für welche vom Wohllöbl. Magiſtrat das Schulgeld 
bewilligt worden iſt, wird nicht früher als am 1. 
Oktober d. J. beginnen, bis zu welcher Zeit noch 
Meldungen angenommen werden. 

Poſen, den 3. Juli 1850. 

R 


a ſche, 
Maler und Zeichenlehrer an der Königl. Luiſenſchule. 


Ein Knabe rechtlicher Eltern, des Schreibens 
und Leſens kundig, kann ſofort placirt werden in 
der Papier- und Glashandlung 
Peiſer & Brandt, 


Breiteſtraße 20. 


Ein Kellner⸗Lehrling wird verlangt im Hotel de 
Dresde. 


Ein Haus in Poſen 

in der ſchönſten und belebteſten Straße belegen, und 
ſich zu allen Geſchäften, vorzüglich auch zur Gaſt⸗ 
wirthſchaft, die Jahre lang daſelbſt betrieben wor⸗ 
den, eignend, iſt aus freier Hand zu verkaufen. 

Das Haus iſt gegen 26,500 Rthlr. tarirt und 
wird eine Anzahlung von 4000 Rthlr. gefordert. 

Auf frankirte Anfragen wird Herr Kaufmann 
J. Aſchheim, am Markte No. 52. wohnhaft, 
nähere Auskunft ertheilen. 


Eine Bäckerei iſt von Michaeli e. zu vermiethen 
St. Martin No. 35. bei Stieber. 

Markt No. 89. iſt im erſten Stock vornheraus 
eine fein gemalte moͤblirte Stube ſofort zu vermie⸗ 
then. Näheres beim Eigenthümer daſelbſt. 


Die beliebten Hamburger Morenita⸗ 
Cigarren empfiehlt Remak, 
Wilhelms⸗Platz No. 13. 


S. Kronthals 


Lager von in- und ausländiſchen 


Papier⸗Tapeten 


empfiehlt ſich zur geneigten Beachtung. 


Heuverkauf. 


Bei der Mühle am Kernwerk ſollen Freitag am 
5. dieſes Monats Nachmittags 4 Uhr fünf Hau⸗ 
fen gutes Heu an den Meiſtbietenden verkauft 
werden. 


Acchtes Waſchblau empfiehlt 
Adolph Billich, 


eitag den 5. d. Mts. Schluß der 

ufſtellun Deſ⸗ 

ern Rund: Gemälden neh de 
leorama. 


Es werden hiermit alle zur Poſener Innung ge⸗ 
hoͤrenden Schornſteinfegermeiſter, wie auch alle bei 
denſelben in Arbeit ſtehenden Geſellen eingeladen, 
ſich den 15. d. Mts. Nachmittags 3 Uhr auf dem 
hieſigen Rathhauſe einzufinden, um eine Prüfungs- 
Commiſſion zur Prüfung der Schornſteinfeger⸗Lehr⸗ 
linge zu erwaͤhlen. 

Poſen, den 4. Juli 1850. 

Zerpanowiez, 1. Aeltermann. 
Fiſchbach, 2. Aeltermann. 


Breslauer Str. 30. 


